
 

  

 

InstiKom GmbH – Alle Rechte vorbehalten                 Stand: Februar 2024                               1 | S e i t e  
 

Vereinbarung zur Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag des sich als Einrichtung auf der KIKOM 

Plattform registrierten Kunden (im Folgenden „Auftraggeber“) und der InstiKom GmbH, Schweinfurter Str. 11, 

97080 Würzburg (im Folgenden „Auftragnehmer“). 

1 . GEGENSTAND UND DAUER DES AUFTRAGS  

(1) Die InstiKom GmbH stellt dem Kunden eine Web- und App-Oberfläche (KIKOM) zur Kommunikation zwi-

schen der/ den Einrichtung(en) des Kunden und den Eltern/ Bezugsperson zur Verfügung. Der konkreten 

Leistungsumfang der Dienstleistung ist im Nutzungsvertrag geregelt.  

(2) Die Dauer dieses Auftrags entspricht der Laufzeit des Nutzungsvertrages. 

2. KONKRETISIERUNG DES AUFTRAGSINHALTS  

(1) Die Verarbeitung der Daten umfasst das Erheben, Erfassen, Speichern, Bearbeiten, Offenlegen, Auswerten, 

Übermitteln, Veröffentlichen für einen zugriffsberechtigten Personenkreis und Löschen der Daten. 

(2) Die Verarbeitung dient dazu dem Kunden oder den Einrichtungen des Kunden eine Web- und App-Ober-

fläche (KIKOM) bereitzustellen, über die der Kunde mit den Eltern/ Bezugspersonen über eine Datenfern-

verbindung kommunizieren und wichtige Informationen austauschen kann. Der konkrete Umfang der 

Dienstleistung ist im Nutzungsvertrag geregelt.  

(3) Die Erbringung der vertraglich vereinbarten Datenverarbeitung findet ausschließlich in einem Mitgliedsstaat 

der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-

schaftsraum statt. Jede Verlagerung in ein Drittland bedarf der vorherigen Zustimmung des Auftraggebers 

und darf nur erfolgen, wenn die besonderen Voraussetzungen der Art. 44 ff. DS-GVO erfüllt sind.      

3. ART DER DATEN 

Gegenstand der Verarbeitung personenbezogener Daten sind folgende Datenarten/-kategorien: 

▪ Nutzungsdaten (IP-Adresse): Erfassung der IP-Adressen zur Sperrung bei einer gewissen Anzahl an 

gescheiterten Requests (aus Sicherheitsgründen) 

▪ Vertrags- und Kontaktdaten der Kindertageseinrichtung(en), Name, Adresse, E-Mail-Adresse, Telefon-

nummer 

▪ Personenstammdaten der zu der/den Einrichtung(en) zugehörigen Kinder, Name, Gruppenzugehörig-

keit, Profilbild (optional) 

▪ Weiterführende Informationen zum Kind (optionales Modul): Geburtsdatum, Abholberechtigte, Bu-

chungszeiten 

▪ Kontaktdaten der Erzieher und Bezugspersonen (z.B. Elternteile), Name, E-Mail-Adresse, Telefonnum-

mer 
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▪ Terminbasierte Daten zu Veranstaltungen, Veranstaltungsort, Veranstaltungsdatum und -uhrzeit, 

Name und Inhalt der Veranstaltung 

▪ Anwesenheitszeiten der Kinder in der Einrichtung 

▪ Fotoaufnahmen, Videoaufnahmen und Audioaufnahmen der betroffenen Kinder und Mitarbeiter (op-

tionales Modul) 

▪ Gesundheitsdaten der Kinder, Art der Erkrankung, Dauer der Erkrankung, die gemäß Art. 9 DSGVO zu 

den besonderer Kategorien personenbezogener Daten zählen, inkl. Entwicklungsdokumentation mit-

tels Beobachtungsbögen 

▪ Sozialdaten der Einrichtungen, konkret Plätze lt. Betriebserlaubnis, Träger der Einrichtung 

▪ Jedwede Datenkategorie, welche der Auftraggeber freiwillig im Rahmen des Vertragsverhältnisses 

beim Auftragnehmer verarbeiten lässt 

 

Ergänzt werden bei der Nutzung des unseres virtuellen Konferenztools KIKOM VIRTUELL folgende Daten verar-

beitet: 

 

▪ Allgemeine Daten des Konferenzaccounts: E-Mail-Adresse und Passwort des Accountzugriffs, Profil-

name, Anzahl der durchgeführten Konferenzen, Teilnehmeranzahl, Status des Konferenzraums (aktiv/ 

nicht aktiv) 

▪ Personenbezogene Daten: Anzeigenname (zum Betreten des Konferenzraums); Hochgeladene Da-

teien, Nachrichten und Notizen, IP-Adressen in Logfiles 

4. KATEGORIEN BETROFFENER PERSONEN 

Betroffen von der Verarbeitung sind nachstehende Kreise von Betroffenen: 

▪ Kinder der Einrichtung 

▪ Bezugspersonen der zur Einrichtung(en) zugehörigen Kinder  

▪ Mitarbeiter der Kindertageseinrichtung(en) 

▪ Andere Kategorien, welche der Auftraggeber im Rahmen des Vertragsverhältnisses beim Auftragneh-

mer verarbeiten lässt 

5. TECHNISCH-ORGANISATORISCHE MAßNAHMEN 

(1) Der Auftragnehmer hat die Umsetzung der im Vorfeld der Auftragsvergabe dargelegten und erforderlichen 

technischen und organisatorischen Maßnahmen vor Beginn der Verarbeitung, insbesondere hinsichtlich der 

konkreten Auftragsdurchführung, zu dokumentieren und dem Auftraggeber zur Prüfung zu übergeben. Bei Ak-

zeptanz durch den Auftraggeber werden die dokumentierten Maßnahmen Grundlage des Auftrags. Soweit eine 

Prüfung bzw. ein Audit des Auftraggebers einen Anpassungsbedarf ergibt, ist dieser einvernehmlich umzuset-

zen. 
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(2) Der Auftragnehmer hat die Sicherheit gem. Art. 28 Abs. 3 lit. c, 32 DS-GVO insbesondere in Verbindung mit 

Art. 5 Abs. 1, Abs. 2 DS-GVO herzustellen. Insgesamt handelt es sich bei den zu treffenden Maßnahmen um 

Maßnahmen der Datensicherheit und zur Gewährleistung eines dem Risiko angemessenen Schutzniveaus hin-

sichtlich der Vertraulichkeit, der Integrität, der Verfügbarkeit sowie der Belastbarkeit der Systeme. Dabei sind 

der Stand der Technik, die Implementierungskosten und die Art, der Umfang und die Zwecke der Verarbeitung 

sowie die unterschiedliche Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere des Risikos für die Rechte und Freiheiten 

natürlicher Personen im Sinne von Art. 32 Abs. 1 DS-GVO zu berücksichtigen [Einzelheiten in Anlage 2]. 

(3) Die technischen und organisatorischen Maßnahmen unterliegen dem technischen Fortschritt und der Wei-

terentwicklung. Insoweit ist es dem Auftragnehmer gestattet, alternative adäquate Maßnahmen umzusetzen. 

Dabei darf das Sicherheitsniveau der festgelegten Maßnahmen nicht unterschritten werden. Wesentliche Ände-

rungen sind zu dokumentieren. 

6. BERICHTIGUNG, EINSCHRÄNKUNG UND LÖSCHUNG VON DATEN  

(1) Der Auftragnehmer darf die Daten, die im Auftrag verarbeitet werden, nicht eigenmächtig, sondern nur nach 

dokumentierter Weisung des Auftraggebers berichtigen, löschen oder deren Verarbeitung einschränken.  

(2) Soweit vom Leistungsumfang umfasst, sind Löschkonzept, Recht auf Vergessenwerden, Berichtigung, Daten-

portabilität und Auskunft nach dokumentierter Weisung des Auftraggebers unmittelbar durch den Auftragneh-

mer sicherzustellen.  

7. QUALITÄTSSICHERUNG UND SONSTIGE PFLICHTEN DES AUFTRAGNEHMERS  

Der Auftragnehmer hat zusätzlich zu der Einhaltung der Regelungen dieses Auftrags gesetzliche Pflichten gemäß 

Art. 28 bis 33 DS-GVO; insofern gewährleistet er insbesondere die Einhaltung folgender Vorgaben: 

(1) Der Auftragnehmer gewährleistet die Bereitstellung eines Datenschutzbeauftragten / Ansprechpartners / 

Vertreters als Kontaktperson. Der betrieblich bestellte Datenschutzbeauftragte ist unter folgenden Kontaktdaten 

zu erreichen: InstiKom GmbH, datenschutz@instikom.de, 0931 780 997 70. 

(2) Die Wahrung der Vertraulichkeit gemäß Art. 28 Abs. 3 S. 2 lit. b, 29, 32 Abs. 4 DS-GVO. Der Auftragnehmer 

setzt bei der Durchführung der Arbeiten nur Beschäftigte ein, die auf die Vertraulichkeit verpflichtet und zuvor 

mit den für sie relevanten Bestimmungen zum Datenschutz vertraut gemacht wurden. Der Auftragnehmer und 

jede dem Auftragnehmer unterstellte Person, die Zugang zu personenbezogenen Daten hat, dürfen diese Daten 

ausschließlich entsprechend der Weisung des Auftraggebers verarbeiten einschließlich der in diesem Vertrag 

eingeräumten Befugnisse, es sei denn, dass sie gesetzlich zur Verarbeitung verpflichtet sind. Bei Vorliegen einer 

gesetzlichen Verarbeitungspflicht ist die gesetzliche Verarbeitungspflicht dem Auftraggeber gemäß Art. 28 Abs. 

3 S. 2 a) DS-GVO mitzuteilen. 

(3) Die Umsetzung und Einhaltung aller für diesen Auftrag erforderlichen technischen und organisatorischen 

Maßnahmen gemäß Art. 28 Abs. 3 S. 2 lit. c, 32 DS-GVO [Einzelheiten in Anlage 2]. 

mailto:datenschutz@instikom.de
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(4) Der Auftraggeber und der Auftragnehmer arbeiten auf Anfrage mit der Aufsichtsbehörde bei der Erfüllung 

ihrer Aufgaben zusammen. 

(5) Die unverzügliche Information des Auftraggebers über Kontrollhandlungen und Maßnahmen der Aufsichts-

behörde, soweit sie sich auf diesen Auftrag beziehen. Dies gilt auch, soweit eine zuständige Behörde im Rahmen 

eines Ordnungswidrigkeits- oder Strafverfahrens in Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten bei 

der Auftragsverarbeitung beim Auftragnehmer ermittelt. 

(6) Soweit der Auftraggeber seinerseits einer Kontrolle der Aufsichtsbehörde, einem Ordnungswidrigkeits- oder 

Strafverfahren, dem Haftungsanspruch einer betroffenen Person oder eines Dritten oder einem anderen An-

spruch im Zusammenhang mit der Auftragsverarbeitung beim Auftragnehmer ausgesetzt ist, hat ihn der Auf-

tragnehmer nach besten Kräften zu unterstützen. Für Unterstützungsleistungen, die nicht in der Leistungsbe-

schreibung enthalten oder nicht auf ein Fehlverhalten des Auftragnehmers zurückzuführen sind, kann der Auf-

tragnehmer eine Vergütung beanspruchen. 

(7) Der Auftragnehmer kontrolliert regelmäßig die internen Prozesse sowie die technischen und organisatori-

schen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass die Verarbeitung in seinem Verantwortungsbereich im Einklang 

mit den Anforderungen des geltenden Datenschutzrechts erfolgt und der Schutz der Rechte der betroffenen 

Person gewährleistet wird. 

(8) Die Nachweisbarkeit der getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen gegenüber dem Auf-

traggeber im Rahmen seiner Kontrollbefugnisse nach Ziffer 9 dieses Vertrages. 

8. UNTERAUFTRAGSVERHÄLTNISSE  

(1) Als Unterauftragsverhältnisse im Sinne dieser Regelung sind solche Dienstleistungen zu verstehen, die sich 

unmittelbar auf die Erbringung der Hauptleistung beziehen. Nicht hierzu gehören Nebenleistungen, die der 

Auftragnehmer z.B. als Telekommunikationsleistungen, Post-/Transportdienstleistungen, Wartung und Benut-

zerservice oder die Entsorgung von Datenträgern sowie sonstige Maßnahmen zur Sicherstellung der Vertrau-

lichkeit, Verfügbarkeit, Integrität und Belastbarkeit der Hard- und Software von Datenverarbeitungsanlagen in 

Anspruch nimmt. Der Auftragnehmer ist jedoch verpflichtet, zur Gewährleistung des Datenschutzes und der 

Datensicherheit der Daten des Auftraggebers auch bei ausgelagerten Nebenleistungen angemessene und ge-

setzeskonforme vertragliche Vereinbarungen sowie Kontrollmaßnahmen zu ergreifen. 

(2) Die Auslagerung auf Unterauftragnehmer oder der Wechsel des bestehenden Unterauftragnehmers sind 

zulässig, soweit der Auftragnehmer eine solche Auslagerung auf Unterauftragnehmer dem Auftraggeber vier 

Wochen vorab schriftlich oder in Textform anzeigt und der Auftraggeber nicht bis zum Zeitpunkt der Übergabe 

der Daten gegenüber dem Auftragnehmer schriftlich oder in Textform Einspruch gegen die geplante Auslage-

rung erhebt und eine vertragliche Vereinbarung nach Maßgabe des Art. 28 Abs. 2-4 DS-GVO zugrunde gelegt 

wird. 

(3) Der Auftraggeber stimmt der Beauftragung der nachfolgenden Unterauftragnehmer zu unter der Bedingung 

einer vertraglichen Vereinbarung nach Maßgabe des Art. 28 Abs. 2-4 DSGVO: 
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▪ Hostinganbieter Hetzner Online GmbH, Industriestraße 25, 91710 Gunzenhausen: Bereitstel-

lung der Server- und Backup-Serverinfrastruktur, auf der alle unter Punkt 3 genannten Daten-

arten verarbeitet und gespeichert werden; 

 

▪ STRATO AG, Otto-Ostrowski-Straße 7, 10249 Berlin: Zusätzliche Backup-Serverinfrastruktur 

zur Speicherung und Rücksicherung; 

 

▪ senet media, Hindenburgstr. 43, 89233 Neu-Ulm, Inh.: Julian Winterfeldt: IT-Dienstleistungen 

zur technischen Entwicklung, zur Erweiterung, zum Betrieb und zur Fernwartung von Software-

lösungen und Hardwaresystemen; im Rahmen der Entwicklungs-, Wartungs- und Unterstüt-

zungsarbeit kann in dokumentierten Einzelfällen im Rahmen der Störungsbeseitigung ein Zu-

griff auf personenbezogene Daten durch den Auftragnehmer erforderlich sein; 

 

▪ IT-Projektschmiede GmbH, Seeweg 10, 97450 Arnstein: Dienstleister für die Bereitstellung 

des integrierten virtuellen Konferenztools KIKOM VIRTUELL, inkl. der entsprechenden Serverin-

frastruktur (optional); 

 

▪ DeepL SE, Maarweg 165, 50825 Köln: Dienstleister für maschinelle Übersetzungen in Form in-

tegrierter Direktübersetzungen (optional); 

 

▪ aisys media GmbH, Ludwigstr. 8a, 97070 Würzburg; Bereitstellung einer integrierten Anwen-

dung zur Erstellung anonymer Umfragen, inkl. der entsprechenden Serverinfrastruktur (optio-

nal). 

(4) Die Weitergabe von personenbezogenen Daten des Auftraggebers an den Unterauftragnehmer und dessen 

erstmaliges Tätigwerden sind erst mit Vorliegen aller Voraussetzungen für eine Unterbeauftragung gestattet. 

(5) Die Unterauftragnehmer sind zur Erbringung der vereinbarten Leistung innerhalb der EU/des EWR verpflich-

tet. Gleiches gilt, wenn Dienstleister im Sinne von Abs. 1 Satz 2 eingesetzt werden sollen.  

(6) Der Auftragnehmer stellt vertraglich sicher, dass die vereinbarten Regelungen zwischen Auftraggeber und 

Auftragnehmer auch gegenüber Subunternehmern gelten. 

9. KONTROLLRECHTE DES AUFTRAGGEBERS  

(1) Der Auftraggeber hat das Recht, im Benehmen mit dem Auftragnehmer Überprüfungen durchzuführen oder 

durch einen im Einzelfall zu benennenden Prüfer durchführen zu lassen. Er hat das Recht, sich durch Stichpro-

benkontrollen, die in der Regel rechtzeitig anzumelden sind, von der Einhaltung dieser Vereinbarung durch den 

Auftragnehmer in dessen Geschäftsbetrieb zu überzeugen.  

(2) Der Auftragnehmer stellt sicher, dass sich der Auftraggeber von der Einhaltung der Pflichten des Auftrag-

nehmers nach Art. 28 DS-GVO überzeugen kann. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, dem Auftraggeber auf 
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Anforderung die erforderlichen Auskünfte zu erteilen und insbesondere die Umsetzung der technischen und 

organisatorischen Maßnahmen nachzuweisen.  

(3) Für Kontrollen durch den Auftraggeber kann der Auftragnehmer für die damit verbundenen Aufwände einen 

Vergütungsanspruch in Absprache mit dem Auftraggeber geltend machen. 

10. MITTEILUNG BEI VERSTÖßEN DES AUFTRAGNEHMERS  

(1) Der Auftragnehmer unterstützt den Auftraggeber im Rahmen der Bearbeitung von Anträgen Betroffener 

gem. Art. 15 bis 21 DS-GVO. 

(2) Der Auftragnehmer unterstützt den Auftraggeber bei der Einhaltung der in den Artikeln 32 bis 36 der DS-

GVO genannten Pflichten zur Sicherheit personenbezogener Daten, Meldepflichten bei Datenpannen, Daten-

schutz-Folgeabschätzungen und vorherige Konsultationen. Hierzu gehören u.a. 

a) die Sicherstellung eines angemessenen Schutzniveaus durch technische und organisatorische Maßnah-

men, die die Umstände und Zwecke der Verarbeitung sowie die prognostizierte Wahrscheinlichkeit und 

Schwere einer möglichen Rechtsverletzung durch Sicherheitslücken berücksichtigen und eine sofortige 

Feststellung von relevanten Verletzungsereignissen ermöglichen 

b) die Verpflichtung, Verletzungen personenbezogener Daten unverzüglich an den Auftraggeber zu mel-

den 

c) die Verpflichtung, dem Auftraggeber im Rahmen seiner Informationspflicht gegenüber dem Betroffenen 

zu unterstützen und ihm in diesem Zusammenhang sämtliche relevante Informationen unverzüglich zur 

Verfügung zu stellen 

d) die Unterstützung des Auftraggebers für dessen Datenschutz-Folgenabschätzung 

e) die Unterstützung des Auftraggebers im Rahmen vorheriger Konsultationen mit der Aufsichtsbehörde 

(2) Für Unterstützungsleistungen, die nicht in der Leistungsbeschreibung enthalten oder nicht auf ein Fehlver-

halten des Auftragnehmers zurückzuführen sind, kann der Auftragnehmer eine Vergütung beanspruchen. 

11. WEISUNGSBEFUGNIS DES AUFTRAGGEBERS  

(1) Mündliche Weisungen bestätigt der Auftraggeber unverzüglich in Textform.  

(2) Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber unverzüglich zu informieren, wenn er der Meinung ist, eine Wei-

sung verstoße gegen Datenschutzvorschriften. Der Auftragnehmer ist berechtigt, die Durchführung der entspre-

chenden Weisung solange auszusetzen, bis sie durch den Auftraggeber bestätigt oder geändert wird. 

12. LÖSCHUNG UND RÜCKGABE VON PERSONENBEZOGENEN DATEN  

(1) Kopien oder Duplikate der Daten werden ohne Wissen des Auftraggebers nicht erstellt. Hiervon ausgenom-

men sind Sicherheitskopien, soweit sie zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Datenverarbeitung erfor-

derlich sind, sowie Daten, die im Hinblick auf die Einhaltung gesetzlicher Aufbewahrungspflichten erforderlich 

sind. 
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(2) Nach Abschluss der vertraglich vereinbarten Arbeiten oder früher nach Aufforderung durch den Auftraggeber 

– spätestens mit Beendigung der Leistungsvereinbarung – hat der Auftragnehmer sämtliche in seinen Besitz 

gelangten Unterlagen, erstellte Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse sowie Datenbestände, die im Zusam-

menhang mit dem Auftragsverhältnis stehen, dem Auftraggeber auszuhändigen oder nach vorheriger Zustim-

mung datenschutzgerecht zu vernichten. Gleiches gilt für Test- und Ausschussmaterial. Das Protokoll der Lö-

schung ist auf Anforderung vorzulegen. Entstehen dem Auftragnehmer Kosten bei der Herausgabe oder Lö-

schung der Daten, die in der Leistungsvereinbarung nicht anderweitig geregelt sind, so trägt diese der Auftrag-

geber. 

(3) Dokumentationen, die dem Nachweis der auftrags- und ordnungsgemäßen Datenverarbeitung dienen, sind 

durch den Auftragnehmer entsprechend der jeweiligen Aufbewahrungsfristen über das Vertragsende hinaus 

aufzubewahren. Er kann sie zu seiner Entlastung bei Vertragsende dem Auftraggeber übergeben. 

13. WAHRUNG VON BETROFFENENRECHTEN I.S.D. § 203 STGB  

Der Auftraggeber ist für die Wahrung der Betroffenenrechte i.S.d. § 203 StGB allein verantwortlich. Für den Fall, 

dass der Auftraggeber einer Berufsgeheimnispflicht i.S.d. § 203 StGB unterliegt, hat dieser Sorge dafür zu tragen, 

dass eine unbefugte Offenbarung i.S.d. § 203 StGB durch den Auftragnehmer nicht erfolgt. 

14. HAFTUNG UND SCHADENSERSATZ 

Der Auftraggeber gewährleistet in seinem Verantwortungsbereich die Umsetzung der sich aus den einschlägi-

gen geltenden rechtlichen Bestimmungen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten.  

Es gelten grundsätzlich die Haftungsbeschränkungen aus dem Hauptvertrag. Der Auftraggeber stellt den Auf-

tragnehmer von sämtlichen Ansprüchen frei, die Dritte wegen der Verletzung ihrer Rechte gegen den Auftrag-

nehmer auf Grund der vom Auftraggeber Beauftragung personenbezogener Daten geltend machen, sofern nicht 

der Anspruch des Dritten auf einer rechtswidrigen Verarbeitung der personenbezogenen Daten durch den Auf-

tragnehmer beruht. Art. 82 DS-GVO bleibt unberührt.  

15. ZUSATZVEREINBARUNG FÜR EINRICHTUNGEN IN KIRCHLICHER TRÄGERSCHAFT  

(1) Ergänzend zu der hier vorliegenden Regelung zur Auftragsverarbeitung gemäß Artikel 28 EU-Datenschutz-

Grundverordnung unterwirft sich der Auftragsverarbeiter gemäß § 30 Absatz 5 Satz 3 Kirchengesetz über den 

Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD-Datenschutzgesetz; veröffentlicht in ABl. EKD 2017, 

S. 353) der kirchlichen Datenschutzaufsicht. Die Unterwerfung erstreckt sich auf die Aufgaben und Befugnisse 

der kirchlichen Datenschutzaufsicht nach §§ 43, 44 EKD-Datenschutzgesetz. 

(2) Soweit es sich beim Auftraggeber um eine Einrichtung in der Trägerschaft der katholischen Kirche handelt, 

so gelten gem. Art. 91 DSGVO die Regelungen des KDG (Gesetz über den kirchlichen Datenschutz). Wird in 

dieser Vereinbarung incl. Anhang auf die DSGSVO Bezug genommen, erfolgt die Bezugnahme entsprechend 
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auf die anwendbare kirchenrechtliche Regelung, die den jeweiligen Vorschriften der DSGVO entspricht. Etwaige 

Regelungen in dieser Vereinbarung und der Anlage, die zu Gunsten des Auftraggebers über die jeweils anwend-

baren kirchenrechtlichen Regelungen hinausgehen, bleiben zu Gunsten des Auftraggebers hiervon unberührt. 

Hinsichtlich von Einrichtungen in der Trägerschaft der katholischen Kirche finden insbesondere die kirchenrecht-

lichen Vorschriften zur Auftragsverarbeitung nach § 29 KDG (Gesetz über den kirchlichen Datenschutz) Anwen-

dung. 

 

16. SONSTIGES, ALLGEMEINES 

(1) Sollten die personenbezogenen Daten des Auftraggebers beim Auftragnehmer durch Pfändung oder Be-

schlagnahme, durch ein Insolvenz- oder Vergleichsverfahren oder durch sonstige Ereignisse oder Maßnahmen 

Dritter gefährdet werden, so hat der Auftragnehmer den Auftraggeber unverzüglich darüber zu informieren. Der 

Auftragnehmer wird alle in diesem Zusammenhang Verantwortlichen unverzüglich darüber informieren, dass 

die Hoheit an den personenbezogenen Daten des Auftraggebers bei dem Auftraggeber liegt.  

(2) Unbeschadet des Weisungsrechts des Auftraggebers gemäß Absatz 11 dieser Vereinbarung bedürfen Ände-

rungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung und aller ihrer Bestandteile einer schriftlichen Vereinbarung und 

des ausdrücklichen Hinweises darauf, dass es sich um eine Änderung bzw. Ergänzung dieser Bedingungen han-

delt. Dies gilt auch für den Verzicht auf diese Formerfordernis.  

(3) Die Regelungen dieser Vereinbarung gelten auch nach einer Beendigung des primären Leistungsverhältnis-

ses bis zur vollständigen Vernichtung oder Rückgabe aller personenbezogenen Daten des Auftraggebers an den 

Auftraggeber fort. 

(4) Sollten einzelne Teile der hier vorliegenden Vereinbarung unwirksam sein, so berührt dies die Wirksamkeit 

dieser Vereinbarung im Übrigen nicht. Die Parteien verpflichten sich, anstelle der unwirksamen Regelung eine 

solche gesetzlich zulässige Regelung zu treffen, die dem Zweck der unwirksamen Regelung am nächsten kommt. 


